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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
ALV Arbeitslosenversicherung
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

AVS Assurance-vieillesse et survivants
AC assurance-chômage
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gespräche dienen den Parteispitzen als wichtige Möglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionspräsidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschäfte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespräche eingeladen. 
Die Themen blieben bei den ersten Gesprächen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flüchtlingssituation in
Europa und der Schweiz.
Zu den zweiten Gesprächen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Präsidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gössi das Zepter übernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister präsidiert und bei der SVP war Albert Rösti neu an die Parteispitze
gewählt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frühsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines möglichen
Reputationsschadens für die Schweiz durch die Übernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat über die
Weiterentwicklung der Armee. 
Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gespräche des dritten Quartals künftig in Form einer Klausur
durchzuführen. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion über wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprächen ein höherer Stellenwert zugemessen werden. Der früher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde – die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz –, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gesprächen zu verkommen. Die
einzige Möglichkeit für ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Möglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion über die Jahresziele des Folgejahres stehen. 
Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprächen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert. 
Bei den letzten Gesprächen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte über die finanzpolitische Lage
und plädierte für eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch über die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. 1

ANDERES
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung
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Militäreinsätze

Le parti socialiste suisse a lancé une initiative populaire «pour moins de dépenses
militaires et davantage de politique de paix». Ce texte entend modifier les dispositions
transitoires de la Constitution fédérale afin que celles-ci mentionnent, dans un nouvel
article, l'obligation faite à la Confédération de diminuer de 10% par exercice financier
le budget du DMF, jus-qu'à concurrence d'une réduction totale de 50% des crédits par
rapport à ceux de l'année de référence (à savoir, celle précédant la première
réduction). Les montants ainsi libérés seraient affectés, selon ce texte, à la politique de
paix ainsi qu'à la politique sociale. Par ailleurs, l'initiative mentionne explicitement le
devoir, pour l'Etat, de pourvoir à la reconversion des entreprises fédérales d'armement
et des administrations touchées par ces mesures. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.05.1991
SERGE TERRIBILINI

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Der Nationalrat hat im März als Erstrat das neue Bundesgesetz über Finanzhilfen und
Abgeltungen gutgeheissen. Das Hauptziel der Revision besteht darin, mehr
Einheitlichkeit im Subventionswesen zu erreichen. Bisher waren die jährlichen
Subventionsleistungen von rund CHF 7.5 Mrd. in über 100 Gesetzen und
Bundesbeschlüssen voneinander unabhängig geregelt. Das neue Gesetz soll aber auch
eine erhöhte Flexibilität der Haushaltspolitik erlauben. Dieser Punkt bot jedoch den
primären Stein des Anstosses, da gewisse Parlamentarier in der erhöhten Flexibilität ein
verkapptes Spargesetz witterten.
Die umstrittenen Punkte befanden sich nicht in den 44 Artikeln des Gesetzes selbst,
sondern im Anhang, welcher 37 Erlasse an das Subventionsgesetz anpasst.
Verschiedene "kann"- und "muss"-Formulierungen boten im Rat Anlass zu
ausführlichen Debatten. Zuerst verlangte die Linke, unterstützt vom Bündner
Columberg (cvp), dass die Subventionierung der Aus- und Weiterbildung im
Umweltschutzbereich zwingend vorgeschrieben werde. Dieser Antrag wurde abgelehnt,
ebenso ein entsprechendes Begehren in bezug auf das Gewässerschutzgesetz. Auch ein
Antrag Neukomm (sp, BE) scheiterte, der im Rahmen des Wohnbau- und
Eigentumsförderungsgesetzes zwingende Subventionsvorschriften verankern wollte.
Dagegen zeigte der Rat Verständnis für die Forderung, dass die Invalidenversicherung
den Dachorganisationen der privaten Invalidenhilfe und den Ausbildungsstätten für
Fachpersonal der beruflichen Eingliederung Beiträge bewilligen müsse und nicht bloss
gewähren könne. Ebenfalls angenommen wurde ein von der SP und der CVP
vorgebrachter Antrag für zwingende Bundesbeiträge an die Verbesserung der
Wohnverhältnisse im Berggebiet. In der Gesamtabstimmung passierte die Vorlage mit
93 zu 5 Stimmen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermöglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu können. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern – sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus – war die Verlängerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen über die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht – und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Änderung
grösstenteils befürwortet, die Verbände waren ungefähr zur Hälfte dafür, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalräte jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grüne Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begründung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden könne und daher die regelmässig wiederkehrenden
Abstimmungen darüber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnötige Kosten
mit sich bringen würden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral für die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine häufigere Überprüfung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben würde. Für den bundesrätlichen Vorschlag argumentierte Leo
Müller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kürzester Zeit wieder an die Urne rufe – wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wäre. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestätigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfällig gewordenen Übergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Ständerat, abschliessend werden Volk und Stände
über die Verlängerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden. 4

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

In der Finanzpolitik einigten sich die Regierungsparteien nach zähem Ringen auf einen
Kompromiss zur Verabschiedung des Stabilisierungsprogramms 98, welches zur
Sanierung des Bundeshaushalts Einsparungen von 2 Mia CHF und Mehreinnahmen von
20 Mio CHF bringen sollte. Umstritten waren von Anfang an die Sparmassnahmen im
Sozialbereich sowie die Frage von zusätzlichen Einnahmen. Die SP hatte sich vehement
gegen Einsparungen bei der AHV und ALV eingesetzt und gefordert, dass die
Haushaltssanierung auch durch Mehreinnahmen, etwa durch die Einführung einer
Kapitalgewinnsteuer erfolgen sollte. Auf bürgerlicher Seite war die Bereitschaft zur
Erschliessung weiterer Einnahmequellen klein: FDP und CVP waren zwar mit dem
Bundesrat darin einig, das dritte ALV-Lohnprozent weiterzuführen und den Plafond für
das zweite Lohnprozent zu erhöhen, darüber hinaus kamen neue Abgaben nur in Frage,
wenn der Börsenstempel abgeschafft würde und somit beträchtliche Steuerausfälle
kompensiert werden müssten. Die SVP wendete sich ausser beim zusätzlichen
Mehrwertsteuerprozent für die Sozialversicherungen generell gegen neue Steuern. 
Die erste ernsthafte Bewährungsprobe für den Zusammenhalt des runden Tisches
erfolgte, als die SP zusammen mit den Gewerkschaften am Nein zum Haushaltsziel 2001
festhielten, was ihnen heftige Kritik von bürgerlicher Seite einbrachte. Umgekehrt
stellten zahlreiche bürgerliche Parlamentarier durch ihren Eintritt in das Pro-Komitee
der Wohneigentumsinitiative den runden Tisch in Frage, nachdem vorgängig
beschlossen worden war, die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes abzulehnen und auf einen Gegenvorschlag bis zum Ausgleich
der Bundesfinanzen zu verzichten. Die SVP gab zu dieser Initiative die Ja-Parole aus. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.12.1998
URS BEER

Grosse Parteien

Im Zusammenhang mit der Vorauszahlung von 50 Mio Fr. für die geplante Beschaffung
der 34 F/A-18 Kampfflugzeuge drohte Parteipräsident Bodenmann, eine Strafanzeige
gegen Bundesrat Villiger einzureichen. Seiner Meinung nach war das finanzielle
Vorengagement des Bundesrats vor einem entsprechenden Parlamentsbeschluss
widerrechtlich. Das Vorprellen Bodenmanns wurde sowohl von den andern
Regierungsparteien als auch teilweise intern heftig kritisiert, unter anderem weil er mit
seiner Drohung an die Öffentlichkeit gelangte, bevor das von der SP in Auftrag gegebene
Rechtsgutachten abgeschlossen war. Bodenmann entschuldigte sich zwar vor dem
Parteivorstand für sein Vorgehen, doch wurde die Regierungsbeteiligung der SP durch
die bürgerlichen Bundesratsparteien erneut in Frage gestellt, nachdem die SP auch
noch der GSoA-Initiative «Gegen den Kauf der F/A-18 Kampfflugzeuge» ihre
Unterstützung zugesagt hatte. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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